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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Im Herbst präsentierte die Regierungskonferenz der Gebirgskantone ihre räumliche
Strategie der alpin geprägten Räume in der Schweiz. Darin brachten die sieben
Kantone Glarus, Graubünden, Nidwalden, Obwalden, Tessin, Uri und Wallis Vorschläge
zur Konkretisierung des Raumkonzepts Schweiz ein, dessen Strategie für den Alpinraum
ihrer Ansicht nach zu wenig differenziert ausgefallen war. In Erhalt und Nutzung
natürlicher Ressourcen, der Stärkung der alpinen Zentren, der verbesserten
Erschliessung mit Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur sowie im Ausbau und der
optimierten Nutzung der Wasserkraft sehen die Gebirgskantone die vier
vordringlichsten Handlungsfelder zur erfolgreichen Entwicklung des Alpenraums. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.09.2014
MARLÈNE GERBER

Im Jahr 2018 genehmigte der Bundesrat Richtplananpassungen von insgesamt sechs
Kantonen. Nachdem in den drei vergangenen Jahren bereits neun Kantone ihre
Richtpläne angepasst hatten und somit von den mit der Revision des
Raumplanungsrechts in Kraft getretenen Übergangsbestimmungen befreit worden
waren, entfiel neu auch für die Kantone Nidwalden, Waadt, Appenzell Innerrhoden,
Thurgau, Appenzell Ausserrhoden und Solothurn die Pflicht, bei künftigen
Einzonungen zeitgleich eine entsprechende Fläche kompensieren zu müssen.
In ihren Richtplänen gingen die Kantone Appenzell Ausserrhoden, Solothurn, Thurgau
und Waadt von einer Bevölkerungsentwicklung aus, die unterhalb des Szenario «Hoch»
des BFS aus dem Jahr 2015 zu liegen kommt. Auf der anderen Seite planten die Kantone
Appenzell Innerrhoden und Nidwalden ihren Bauzonenbedarf der nächsten Jahre unter
Annahme des hohen Bevölkerungsszenarios. Appenzell Innerrhoden plante gar in zwei
Varianten; neben dem Szenario «Hoch» des BFS präsentierte der Kanton ein noch
höheres Wachstumsszenario. Der Bundesrat erinnerte den Kanton in seiner Antwort auf
den Richtplan daran, dass ein grösseres Siedlungsgebiet erst dann beansprucht werden
dürfe, wenn das vorhergesagte Szenario auch tatsächlich eintrifft. Die Kantone
Nidwalden und Solothurn können ihren Bauzonenbedarf für die nächsten 15 Jahre
voraussichtlich mit bestehenden Zonen abdecken. In den Kantonen Thurgau und Waadt
könnten fallweise Einzonungen nötig werden. Auch auf das Bevölkerungsszenario
«Hoch» des BFS (2015) gestützt wird der Kanton Appenzell Innerrhoden seine
bestehenden Bauzonen in den nächsten 15 Jahren wohl nicht auslasten (96.6%). Mit
dem angepassten Richtplan beauftragte der Kanton deswegen die Gemeinden, wo nötig
Auszonungen zu prüfen. Ferner besteht für den Kanton bei neuen Einzonungen nach
wie vor eine Kompensationspflicht. Auch der Kanton Appenzell Ausserrhoden wird mit
dem von ihm gewählten Szenario «Mittel-Plus» seine bestehenden Bauzonen nicht
gänzlich auslasten (99.2%), weswegen auch dort Auszonungen notwendig werden
könnten. 2

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.10.2018
MARLÈNE GERBER

In Erfüllung des Postulats Hêche (sp, JU), das einen Bericht über die Rolle der
bundesnahen Unternehmen bei der Entwicklung der Berggebiete und der ländlichen
Regionen gefordert hatte, wertete der Bund die Anzahl Arbeitsplätze und das regionale
Engagement bundesnaher Unternehmen sowie verschiedene Kennzahlen zu
Dienstleistungen im Bereich Beschaffung und Grundversorgung aus. Aufgrund der
gewählten Untersuchungsebene der Kantone wurden Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden, Graubünden, Tessin, Wallis,
Neuenburg und Jura als «Berggebiete und ländliche Räume» definiert und waren
Gegenstand der Untersuchung. So flossen ländliche Gebiete in anderen Kantonen, etwa
solche in Bern, nicht in die Untersuchung mit ein, womit die Untersuchungseinheit
nicht deckungsgleich ist mit derjenigen im Bericht «Politik des Bundes für die
ländlichen Räume und Berggebiete». Der Bericht zum Postulat Hêche folgert, dass sich
in den untersuchten Kantonen wichtige Standorte bundesnaher Betriebe befinden und
es in Bezug auf den erfolgten Stellenabbau keine Benachteiligung für ländliche Räume
und Berggebiete im Vergleich zu städtischeren Gebieten gebe. Ferner würden sich die
Unternehmen bereits zum aktuellen Zeitpunkt erheblich und gezielt für die Entwicklung
der Berggebiete und ländlichen Räume einsetzen. Aufgrund dessen sah der Bundesrat
keinen Handlungsbedarf zur Anpassung der strategischen Ziele oder zum Beschluss

BERICHT
DATUM: 30.11.2018
MARLÈNE GERBER
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neuer Massnahmen. 3

Wohnungsbau und -eigentum

In Erfüllung einer Motion Leo Müller (cvp, LU) präsentierte der Bundesrat im März 2016
seine Botschaft zum Bundesgesetz über die Besteuerung land- und
forstwirtschaftlicher Grundstücke, mit dem die Rückkehr zur 2011 aufgelösten Praxis
der Gewinnbesteuerung besiegelt werden soll. Wertzuwachsgewinne aus dem
Anlagevermögen eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs sollten somit nicht
mehr länger vollumfänglich, sondern privilegiert besteuert werden. In der
Vernehmlassung hatte sich die Mehrheit der Kantone, die FDP (mit Ausnahme der
Waadtländer Sektion), die SP und nicht zuletzt auch die Konferenz der kantonalen
Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren, der Schweizerische Gewerbeverband und
der Gewerkschaftsbund gegen das Gesetzesvorhaben ausgesprochen. Vorgebracht
wurden unter anderem Bedenken zur Rechtsgleichheit, da Landwirte erneut gegenüber
anderen Selbständigerwerbenden bevorzugt würden. Zudem wurde die Befürchtung
geäussert, dass bei den Kantonen mit Mindereinnahmen zu rechnen sei. Explizit
begrüsst wurde die Rückkehr zur bisherigen Praxis von der SVP und der CVP, den
Kantonen Freiburg, Genf, Nidwalden, Tessin, Waadt und Wallis sowie einer Mehrheit der
stellungnehmenden Verbände und Organisationen, darunter auch der Schweizerische
Bauernverband. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.03.2016
MARLÈNE GERBER
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